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VORSICHT BEI AGGRESSIVEN VERTRIEBSARGUMENTEN 
 
Eigentum bilden ohne Eigenleistungen des Erwerbers? 
 
Von RA Dr. WOLFGANG SCHIRP, Sozietät de Witt Wurster & Koll. 
 
Das Kammergericht (Az. 7 U 5782/95, Urteil vom 1. April 1997) und der BGH (Az. V ZR 29/96, Urteil 
vom 26. September 1997, vgl. GE 1998 [3] 169) haben die Haftung des Verkäufers beim Vertrieb von 
Eigentumswohnungen deutlich verschärft. In Zukunft wird noch größere Vorsicht geboten sein, wenn 
„paradiesische Steuervorteile" und eine Finanzierung allein aus Steuervorteilen und der erzielten 
Miete versprochen werden. 
Beiden Entscheidungen lag -vereinfacht - folgender Sachverhalt zugrunde: Die Verkäufer boten - über 
einen Vermittler - den Käufern eine Eigentumswohnung zum Kauf an. Nach Angaben des Vermittlers 
sollte der Kauf für die Käufer kostenneutral ohne Einsatz von Eigenkapital durch Steuervorteile und 
Mieteinnahmen aus der Eigentumswohnung finanziert werden. Tatsächlich entstanden den Käufern 
jedoch Verluste in Höhe mehrerer tausend DM. Deshalb verlangten die Käufer die Rückabwicklung 
des Kaufvertrages und Schadensersatz. Sowohl beim Kammergericht als auch beim 
Bundesgerichtshof waren die Käufer mit ihren Ansprüchen erfolgreich. Erfolgversprechend ist 
zunächst eine Anfechtungserklärung des Käufers wegen arglistiger Täuschung. Nach Auffassung des 
KG waren die Äußerungen des Vermittlers über Steuervorteile und Mieteinnahmen nicht bloß 
unverbindliche reklamehafte Anpreisungen. Vielmehr habe es sich um objektiv nachprüfbare Angaben 
gehandelt, deren Wahrheitsgehalt rechnerisch und mit dem entsprechenden Fachwissen über 
steuerliche Abschreibungsmöglichkeiten in vollem Umfang überprüfbar war. Als Fachmann hätte der 
Vermittler die Käufer über die finanziellen Auswirkungen und Risiken des Kaufes aufklären müssen 
und die finanziellen und steuerlichen Verhältnisse analysieren müssen. Bei ungeprüften, „ins Blaue 
hinein" abgegebenen Erklärungen habe der Vermittler jedenfalls bedingt vorsätzlich gehandelt. Er 
habe in Kauf genommen, daß die Mieterträge und Steuervorteile die Kosten der Fremdfinanzierung 
nicht vollständig deckten. Die Käufer hätten erst durch den Steuerbescheid des Finanzamtes für das 
Jahr des Eigentumswohnungserwerbes sicher erkennen können, daß die Steuervorteile geringer als 
versprochen seien. Ab Erhalt des Steuerbescheides haben die Käufer ein Jahr Zeit gehabt, den 
Kaufvertrag anzufechten. Sie haben ihre Rechte also nicht durch Zeitablauf verloren. Daneben haben 
die so getäuschten Käufer auch einen Anspruch auf Rückabwicklung und Schadensersatz nach den 
Grundsätzen über das Verschulden bei Vertragsverhandlungen (c. i. c.). Im Rahmen von 
Vertragsverhandlungen hat jeder Teilnehmer weitgehende Sorgfalts- und Aufklärungspflichten. Wenn 
ein vom Verkäufer beauftragter Vermittler objektiv unrichtige Angaben macht (wie hier die Behaup-
tung, der Kauf der Eigentumswohnung sei kostenneutral und ohne Eigenkapitaleinsatz möglich), die 
für die Kaufentscheidung der Käufer von Bedeutung sein können, so verletzt er seine Sorgfalts- und 
Aufklärungspflichten. Wichtig ist dabei, daß der Verkäufer nachweisen muß, daß die Käufer auch bei 
richtiger und vollständiger Aufklärung die Eigentumswohnungen zu denselben Bedingungen gekauft 
hätten. Ein derartiger Nachweis ist naturgemäß kaum zu führen. Zusammenfassend ist festzustellen: 
Will der gewerbliche Verkäufer der Haftung entgehen, wird es vor allem auf folgende Punkte 
ankommen: 1. Die Käufer müssen über die finanziellen Risiken des jeweiligen Steuersparmodells 
umfassend aufgeklärt werden. Dazu gehört ggf. auch eine genaue Analyse ihrer finanziellen und 
steuerlichen Verhältnisse durch den vom Verkäufer beauftragten Vermittler. 
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